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1. Geltungsbereich und örtliche Verhältnisse 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst das Flurstück 450/2 sowie Teilflächen der 
Flurstücke 423/6 und 423/7 der Gemeinde Schmölln-Putzkau, Gemarkung Niederputzkau.  
 
Er wird begrenzt durch: 

• Ackerland im Nordwesten, Süden und Westen 
• Grünland im Nordosten 
• einem Wirtschaftsweg im Osten mit anschließendem Ackerland  

 
Das Plangebiet befindet sich südwestlich der Ortsmitte von Putzkau am Ortsrand im Außenbe-
reich. 
Die Verkehrserschließung ist durch den Wirtschaftsweg von der B 98 / Dresdener Straße zum 
Grundstück/Flurstück gegeben. Zur Nutzung des Weges für die Erschließung des Flurstücks 
450/2 wurde ein Geh- und Fahrrecht bewilligt. 
 
 
2. Planungserfordernis 
2.1 Allgemeine Aussagen zur Historie des Areals 
 
Bei dem Flurstück 450/2 handelt es sich um das Areal der ehemaligen Friedhofsgärtnerei von 
Putzkau. Die Putzkauer Kirche sowie der Friedhof befinden sich ca. 190 m nördlich vom Flurstück 
450/2 entfernt. 
 
Bis in die 90er Jahre wurde die Fläche vom Vater des Bauherrn als Gärtnerei genutzt. So befin-
den sich auf dem Areal fünf Nebengebäude, welche als Wirtschafts- und Aufenthaltsgebäude 
genutzt wurden, eine Brunnenanlage, Fundamente eines Erdgewächshauses und verschiedene 
Wegeflächen. Nadelgehölze und Koniferen, welche für die Friedhofsfloristik verwendet wurden, 
die umlaufende Thujahecke sowie landschaftsgärtnerisch gestaltete Pflanzbeete prägen das 
Areal. 
Die Zufahrt zum Grundstück erfolgte über den o.g. Wirtschaftsweg. 
 
Das Flurstück 450/2 liegt im Außenbereich. 
In 2024 gab es eine Bauvoranfrage zur Umnutzung für das Flurstück, welche negativ beschieden 
wurde. 
 
Zur Herstellung des Baurechtes und unter Beachtung der Einzelstellung des Flurstückes wurde 
seitens des Sachbereichs Bauleitplanung, des Bauaufsichtsamtes Landratsamt Bautzen, die 
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans empfohlen. 
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2.2 Geplante Umnutzung des Areals  
 
Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird die Schaffung von Baurecht 
für die geplante Wohnnutzung angestrebt. 
 
Neben dem Neubau vorerst eines Einfamilienhauses mit Nebengelass sowie einer parkartigen 
Gestaltung des Areals ist der Erhalt der vorhandenen Gebäude geplant. 
 
Die potentielle Errichtung eines weiteren Wohngebäudes ist planerisch mit zu betrachten. 
 
Eine nicht gewerbliche Tierhaltung soll ermöglicht werden. 
Auf dem gesamten Areal ist geplant die parkähnliche Bepflanzung zu erhalten und zu ergänzen. 
Dies begründet sich auch in der geplanten Nutzung der Gebäude und Freiflächen hinsichtlich 
einer freiberuflichen beratenden Tätigkeit im Bereich der Gartengestaltung. 
Das Hauptaugenmerk der geplanten Nutzung liegt beim Wohnen. 
 
Auf Grund der vormaligen Nutzung des Areals ist die Erschließung hinsichtlich Ver- und Entsor-
gung weitestgehend gesichert.  
 
Das Vorhaben erstreckt sich über die komplette vormalige Gewerbe-/Betriebsfläche der Gärtne-
rei. 
Die Gesamtfläche des Geltungsbereiches beträgt 3.982 m², davon 3.760 m² Flurstück 450/2. 
Das Verfahren zum Bebauungsplan wird als zweistufiges Verfahren durchgeführt. 
 
Die Gemeindeverwaltung Schmölln-Putzkau begrüßt das Vorhaben zur Nachnutzung des brach-
liegenden Areals und Aufwertung des Ortsbildes in diesem Bereich. 
 
 
3. Naturräumliche Grundlagen 
 
3.1. Allgemeine Aussagen 
 
Entsprechend der naturräumlichen Gliederung im Regionalplan Oberlausitz-Niederschlesien ge-
hört der Untersuchungsraum zum Naturraum Hügelland, zur Naturraumeinheit Westlausitzer Hü-
gel- und Bergland und zur Landschaftseinheit Nordwestlausitzer Hügelland, welches das Nord-
westlausitzer Bergland umgibt. Bergrücken treten hier in Häufigkeit und Ausdehnung gegenüber 
den Lössplatten, welche die Landschaftseinheit bestimmen, zurück. Markante Erhebungen wer-
den vorwiegend aus Granodiorit, teilweise aus Grauwacken gebildet. Die von Talmulden durch-
zogenen beckenartigen Räume dazwischen sind mit eiszeitlichen Schotter- und Grundmoränen-
material aufgefüllt. Eine Gehängelehmdecke ist lückenhaft verbreitet. Als Oberflächenformen 
herrschen Flachrücken, Flachhänge, Kuppen, Platten und mäßig eingetiefte Mulden und Soh-
lentäler vor. 
Das Areal des Bebauungsplanes ist durch die Nutzung als Friedhofsgärtnerei geprägt. 
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Wie im Punkt 2.1 erwähnt befinden sich Gebäude, wie die ehemaligen Aufenthaltsräume der 
Gärtnerei (Massivbau mit Feuerstätte) Schuppen, Lager- und Arbeitsräume, Wege- und Zu-
fahrtsflächen sowie eine Brunnenanlage, auf der Fläche. 
 
Das Grundstück ist fast vollständig umlaufend mit einer ca. 1,5 m breiten und zwischen 3,00 – 
3,50 m hohem Thujahecke eingefriedet.  
 
An der Westgrenze stehen fünf Blaufichten. Zwischen den Gebäuden in der Grundstücksmitte 
wurden vormals zwei Blaufichten, Koniferen und Rhododendron angepflanzt.  
Weitere Koniferen- und Azaleenbestände, Laubgehölze, wie Gleditschie und Buche sowie 
Strauchpflanzungen  sind im nördlichen Bereich der Fläche zu finden. 
Die Einzelbäume auf dem Areal sind ca. 6 – 8 m hoch. 
 
Die Rasenfläche auf dem Grundstück wird mehrfach im Jahr gemäht und sehr kurz gehalten, es 
handelt sich um einen relativ artenarmen Rasen und entspricht eher Zierrasen. 
 
Der unversiegelte Teil des gesamten Areals erfüllt wesentliche Funktionen für den Boden- und 
Grundwasserhaushalt (Lebensraum, Fläche zur Grundwasserneubildung). Das vorhandene Bo-
den- und Grundwasserpotential ist gegenüber Versiegelung/Überbauung als empfindlich einzu-
schätzen, da diese Maßnahmen zu einem vollständigen Funktionsverlust führen. 
 
Floristisch und faunistisch hat die Fläche nur eine relativ geringe Bedeutung. Es handelt sich um 
ein gering strukturiertes sowie mäßig arten- und nährstoffreiches Biotop. Dies ist auf die voran-
gegangene Nutzung der Fläche zurückzuführen.  
 
Das Plangebiet hat für das Klima eine mittlere Bedeutung. Klimatisch wirksame Strukturen (Ge-
hölze) sind teilweise vorhanden, aber aufgrund ihrer Größe nur bedingt relevant. Grünflächen 
stellen Kaltluftentstehungsgebiete dar, die Flächen im Untersuchungsraum sind jedoch aufgrund 
ihrer geringen Größe und intensiven Nutzung mit häufiger Mahd relativ unbedeutend. Im weite-
ren Umfeld sind zahlreiche Acker- und Grünlandflächen vorhanden. 
 
Im Plangebiet sind keine Schutzgebiete bzw. gesetzlich geschützten Biotope nach BNatSchG 
bzw. SächsNatSchG vorhanden. 
Schutzgebiete und Lebensraumtypen gemäß der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (Richtlinie 
92/43/EWG des Rates der Europäischen Gemeinschaft vom 21. Mai 1992) bzw. der Europäi-
schen Vogelschutzrichtlinie sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
 
In der Artdatenbank für das Messtischblatt 4851-SW, auf welchen sich der Untersuchungs-raum 
befindet, sind Arten der FFH-Richtlinie und europäische Vogelarten erfasst. Diese potentiell vor-
kommenden Arten wurden in der Artenschutzfachlichen Betrachtung darauf untersucht, ob eine 
Beeinträchtigung durch das Vorhaben vorliegen kann. 
 
Schutzgebiete und -objekte im Sinne des WHG sind im Geltungsbereich sowie unmittelbar an-
grenzend nicht vorhanden.  
Kulturdenkmale gemäß SächsDSchG sind derzeit keine auf der Fläche bekannt. 
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4. Städtebauliche und grünplanerische Zielvorstellungen  
4.1  Städtebau, Stadtgestalt und Stadtstruktur  
Die städtebaulichen Ziele sind:  

• Sparsamer Umgang mit Grund und Boden, Nutzung von bereits vorbelasteten Flächen 
• Teilweise Nachnutzung der vorhandenen Bausubstanz  
• Umnutzung der gesamten Fläche zum Wohnen unter Beachtung und weitestgehendem 

Erhalt der Grün- und Freiflächen  
• Einbindung des Standortes in die Umgebung.  

 
4.2 Grünordnung 
Die Ziele der Grünordnung sind:  
 

• Optimierung der Planung zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen.   
• Minimierung des zusätzlichen Flächenverbrauchs und Sicherung der Funktionen des Na-

turhaushaltes.  
• Vermeidung von Beeinträchtigungen des Grundwassers.  

 
 
4.3  Verkehr und Erschließung  
Die verkehrlichen Ziele sind:  

• Anbindung des Standortes an das bestehende Straßennetz  
• keine Schaffung weiterer öffentlicher Verkehrsflächen, Nutzung der vorhandenen priva-

ten Verkehrsflächen zur inneren Erschließung 
 
 
5 Planungskonzept  
5.1 Bebauungsplankonzept  
5.1.1 Art der baulichen Nutzung  
Die Art der baulichen Nutzung ist nicht nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. 
 
Auf Grund der Einzellage der Fläche, von landwirtschaftlichen Nutzflächen umgeben ohne un-
mittelbaren Bezug zu den Siedlungsflächen, ist die Fläche/das Flurstück nicht in eine vorhandene 
/ angrenzende Nutzungsart nach der BauNVO einzuordnen. Eine Mischung von städtebaulichen 
Nutzungen kann, infolge der Lage und Größe der Fläche, nicht erreicht werden.  
 
Die Nutzungen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Alte Gärtnerei“ 
dienen vorrangig dem Wohnen selbst sowie für dem Wohnen untergeordnete Nutzungen. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfolgt die Fest-
setzung der Art der baulichen Nutzung, für die jeweiligen Baufenster, mit teils verschiedenen 
Nutzungszwecken. 
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Zulässig sind im W 1 und W 2: 

- Wohnbaufläche mit Wohngebäude 
- Räume / Gebäude für die Ausübung von freiberuflichen beratenden Tätigkeiten, im ge-

ringen Umfang 
- Räume / Gebäude für eine Nutzung für ehrenamtliche Zwecke, im Sinne einer freiwilli-

gen, gemeinwohlorientierten und unentgeltlichen Tätigkeit 
- zugeordnete Stellplätze, Zufahrten und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
- Ausstattung und eine entsprechende Freianlagennutzung entsprechend der Zweckbe-

stimmung dienenden Nutzung  
- Zusätzlich ist auch die Errichtung von Wegen, Treppenanlagen, Terrassen, Stützmau-

ern und Einfriedungen und Garagen gem. § 12 BauNVO für den, durch die o.g. Nutzung 
entstehenden Bedarf, zulässig. 
 

Zulässig sind im W 3 und W 4: 
- Der im W 1 und W 2 zulässigen Nutzung dienende Stellplätze, Zufahrten und Nebenan-

lagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie Ausstattung und eine entsprechende Freianla-
gennutzung entsprechend der Zweckbestimmung dienenden Nutzung  

- Zusätzlich ist auch die Errichtung von Wegen, Treppenanlagen, Terrassen, Stützmau-
ern und Einfriedungen und Garagen gem. § 12 BauNVO für den, durch die o.g. Nutzung 
entstehenden Bedarf, zulässig. 

- Räume / Gebäude für nicht gewerbliche Tierhaltung 
 
Zulässig sind im W 5: 

- Der im W 1 und W 2 zulässigen Nutzung dienende Stellplätze, Zufahrten und Nebenan-
lagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie Ausstattung und eine entsprechende Freianla-
gennutzung entsprechend der Zweckbestimmung dienenden Nutzung  

- Zusätzlich ist auch die Errichtung von Wegen, Treppenanlagen, Stützmauern und Ein-
friedungen und Garagen gem. § 12 BauNVO für den, durch die o.g. Nutzung entstehen-
den Bedarf, zulässig. 

 
Die einzelnen Baufenster sind so angelegt, dass eine Durchgrünung des Gebietes gewahrt 
bleibt.  
 
Die Art der baulichen Nutzungen kollidiert, vor allem auf Grund der Einzellage, nicht mit angren-
zenden bauplanungsrechtlichen Flächennutzungen.  
Die bestehenden Gebäude im W 3 und W 4 sollen erhalten bleiben. 
 
 
5.1.2 Maß der baulichen Nutzung 
Im Plangebiet wird das Maß der baulichen Nutzung durch Festsetzung der Grundflächenzahl 
und der Gebäudehöhe bestimmt.  
Die Grundflächenzahl wird mit 0,4 festgelegt, um die Baudichte und Versiegelung auf dem ge-
samten Gelände zu begrenzen. 
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Die Ermittlung der zulässigen Grundfläche für die Berechnung der Grundflächenzahl wird wie 
folgt festgesetzt (gemäß § 19 Abs. 3 BauNVO): Grundlage für die Ermittlung ist die Grundstücks-
größe von 3.760 m² (Flurstück 450/2). Die GRZ wird in Summe für alle 5 Baufenster sowie teil-
/versiegelte Flächen außerhalb der Baufenster und im gesamten Grundstück, ermittelt. Somit ist 
eine Gesamtfläche für die Vollversiegelung von 1.504 m² möglich. 
 
Für die geplante Nutzung, mit einem relativ geringen Gebäudebestand und einem sehr hohen 
Anteil Grün- und Freiflächen, ist diese Grundflächenzahl auskömmlich. 
 
 
5.1.3 Gebäudehöhe 
Zur Einpassung der Gebäude in das Orts- und Landschaftsbild wird eine Gebäudehöhe im W 1 
und W 2 von 10 m festgelegt, gemessen ab dem in der Planzeichnung eingetragenen Bezugs-
punkt. 
Im W 3, W 4 und W 5 beträgt die zulässige Gebäudehöhe (Firsthöhe) 4,0 m. Auch dafür wurde 
ein in der Planzeichnung eingetragener Bezugspunkt festgelegt. 
 
Der Bezugspunkt für die Höhe ist die Oberkante (OK) des vorhandenen Geländes (Bestands-
höhe) im W 1 = 306,00 m, im W 2 / W 3 = 305,00 m und im W 4 / W 5 = 304,20 m. 
Die Angabe der Bestandshöhen erfolgt im Höhenreferenzsystem DHHN 2016. Diese maximal 
zulässigen Gebäudehöhen gelten auch für Flachdächer. 
Im W 1 und W 2 kann die OK (Oberkante) Decke Kellergeschoss ca. 1 m über OK Gelände 
liegen. Diese Festsetzung hat keine negative Auswirkung auf das Ortsbild. 
 
 
5.1.4 Bauweise, Baugrenzen 
Zur Wahrung der offenen Bauweise und der Einpassung in das Orts- und Landschaftsbild sind 
die Grenzabstände nach SächsBO einzuhalten. Des Weiteren werden Baufenster festgelegt, um 
eine Durchgrünung des Areals zu ermöglichen. 
 
 
5.1.5 Stellung der baulichen Anlagen  
Es werden keine Hauptfirstrichtungen festgesetzt. Die Einordnung der geplanten Gebäude wird 
sich dem Gebäudebestand sowie in dem relativ schmalen Grundstück einordnen. 
 
Winkelhäuser sind zulässig und wirken nicht störend auf das Gesamtbild. 
 
Eine Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes ist ausgeschlossen durch die freiste-
hende Lage des Gebietes und den hohen Anteil an Frei- und Grünflächen im Areal. 
 
 
 
 
 



Vorhabenbezogener B-Plan „Alte Gärtnerei“     Stand vom 20.07.2026                              
Begründung – Teil C                                                                                                                                    Entwurf 

9 

5.1.6 Nebengebäude / Zuwegungen / Zufahrten / Anlagen zur Ver- und Entsorgung / Erzeu-
gung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien   

Nebenanlagen nach § 14 BauGB und Zuwegungen / Zufahrten zu den Gebäuden sind auch 
außerhalb der Baufenster zugelassen. Auf Grund der festgesetzten Grundflächenzahl, in welche 
diese Nutzungen/Flächen mit eingerechnet werden, sind diese nur begrenzt möglich. 
Zur effektiven Nutzung des Areals und auch hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit sind Nebenanla-
gen und Anlagen zur Ver- und Entsorgung für Gas, Wasser, Abwasser, Elektrizität oder Medien 
grundsätzlich überall zulässig, auch in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen.  
Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien sind daher als 
Haupt- und Nebenanlage grundsätzlich überall zulässig, auch in den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen. 
 
Zum Erhalt des Orts- und Landschaftsbildes sind davon ausgeschlossen: Kompensationsflächen 
und festgesetzte Baumstandorte sowie Gehölzflächen. 
 
 
5.2 Grünordnerisches Konzept  
Das Bauvorhaben fällt unter die Eingriffsregelung nach § 9 SÄCHSNATSCHG. 
Das vorrangige Ziel ist die Vermeidung von erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes. 
Für alle unvermeidbaren, erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen sind Maßnahmen 
mit dem Ziel vorzusehen, die ursprünglichen ökologischen Funktionen des Naturhaushaltes so-
wie das Landschaftsbild, im räumlichen und sachlichen Zusammenhang des Eingriffsraumes, 
wiederherzustellen bzw. neu zu gestalten. 
Die geplanten Maßnahmen sind aus den grünordnerischen Leitzielsetzungen entwickelt und wer-
den in  
- Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen 
- Ausgleichsmaßnahmen  
unterschieden und im Folgenden beschrieben sowie kurz erläutert. 
 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
Minimierung der Flächenversiegelung durch Festsetzung der Grundflächenzahl. Beachtung der 
Artenschutzbelange durch Festsetzung von Maßnahmen. 
 
Maßnahmen zum Schutz von vorhandenen Bäumen und Sträuchern 
Ausweisung von Flächen zum Erhalt der vorhandenen Gehölze. 
 
 
5.2.1 Pflanzgebot und Pflanzbindungen 
Ausgleichsmaßnahmen (A) 
Ausgleichsmaßnahmen sind Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die ge-
eignet sind, die von dem Vorhaben beeinträchtigten Funktionen und Werte des Naturhaushaltes 
möglichst gleichartig und gleichwertig wiederherzustellen bzw. die zur Wiederherstellung oder 
landschaftsgerechten Neugestaltung des Landschaftsbildes führen. 
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Bodenversiegelungen sind in erster Linie mit Entsiegelungen zu kompensieren. Eine mögliche 
Flächenentsiegelung wurde im Plangebiet sowie im näheren Umfeld geprüft. Da im näheren Um-
feld keine Flächen zur Entsiegelung zur Verfügung stehen, wird das Ziel verfolgt, bestehende 
Belastungen, innerhalb des Gebietes abzubauen. Dadurch wird der Eingriff zwar nicht gleichartig 
ausgeglichen, es findet jedoch ein gleichwertiger Ersatz statt. 
Im B-Plan wurde festgesetzt: 
Bäume und Sträucher sind entsprechend Planeintrag bzw. grünordnungsrechtlicher Festsetzung 
zu pflanzen und auf Dauer zu unterhalten. Bei Ausfall von Pflanzungen ist entsprechender Er-
satz zu leisten. 
Auf die Vorschriften des Sächs. Nachbarschaftsgesetzes, insbesondere zu Grenzabständen für 
Pflanzen, wird hingewiesen. 
 
=> Maßnahme A 1 Flächen zur Pflanzung von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen sowie Pflanzung von Einzelbäumen 
Entsprechend der Planzeichnung werden Standorte zur Pflanzung von Bäumen festgesetzt. Die 
zu pflanzenden Gehölze sind entsprechend der Gehölzliste auszuwählen.  
 
Für die in der Planzeichnung festgeschriebenen 10 Einzelbaumpflanzungen, ist eine Gesamt-
versiegelung von bis zu 1.004 m² auf dem Flurstück 450/2 möglich. Bei einer zusätzlichen Ver-
siegelung, über die 1.004 m² hinaus, muss je 50 m² Fläche ein weiterer Einzelbaum gepflanzt 
werden. 
In der Planzeichnung wurden 10 Einzelbaumpflanzungen festgeschrieben, entsprechend der Bi-
lanzierung. Maximal können (gemäß Grundflächenzahl von 0,4) 1.504 m² auf dem Flurstück 
450/2 versiegelt werden, dementsprechend wären insgesamt 20 Einzelbaumpflanzungen not-
wendig. 
 
Die nicht bebauten Flächen sind mit einheimischen standortgerechten Gehölzen entsprechend 
der Gehölzliste zu bepflanzen, mindestens als Grünflächen/Rasenflächen anzulegen, mit stand-
ortgerechten heimischen Arten zu begrünen, unter Beachtung der speziellen Nutzungen und 
dauernd zu unterhalten.  
Die Baum- und Gehölzpflanzungen sind spätestens eine Vegetationsperiode nach Fertigstellung 
der Gebäude zu realisieren und der unteren Bauaufsichtsbehörde nachzuweisen. 
Die vorhandenen Gehölzflächen sind entsprechend der Planzeichnung zu erhalten. Bei abgän-
gigen Gehölzen ist ein entsprechender Ersatz zu leisten. 
Mit den festgesetzten Maßnahmen wird die vorhandene und geplante Bebauung ergänzt, in das 
Orts- und Landschaftsbild eingepasst und die einzelnen Bauflächen verbunden und mittels 
Durchgrünung aufgelockert. Der ländliche Charakter des Areals bleibt erhalten.  
 
 
5.2.2 Flächenversiegelung / Niederschlagswasser 
Um der Erhöhung der Verdunstung und des Oberflächenabflusses entgegenzuwirken, soll das 
anfallende Niederschlagswasser vorrangig auf den eigenen Grundstücksflächen genutzt werden 
und/oder über die belebte Bodenzone versickert bzw. durch geeignete Maßnahmen zurückge-
halten werden. Voraussetzung ist, dass die vorhandenen Untergrundverhältnisse und die Gelän-
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detopografie dies zulassen und die Funktionalität und Stabilität der Flächen nicht eingeschränkt 
wird. 
 
 
5.3 Verkehrs- und Erschließungskonzept / Brandschutz 
5.3.1 Verkehrserschließung 
Das Plangebiet wird, wie bislang, über die bestehende Anbindung an die B 98 / Dresdener Straße 
erschlossen und weiter über einen 3,0 m breiten Wirtschaftsweg auf einem privaten Grundstück. 
Für diese Nutzung erfolgte die Eintragung eines Geh- und Fahrrechtes, zugunsten des Flurstü-
ckes 450/2 im Grundbuch des Flächeneigners des Weges.  Die innere Erschließung erfolgt über 
vorhandene sowie neu zu schaffende Wege. 
 
 
5.3.2  Stadttechnische Erschließung 
Die stadttechnische Erschließung (Trinkwasseranschluss, Elektroenergieversorgung, Einleitung 
Niederschlagswasser in Kanal) ist aus der vormaligen Nutzung des Standortes vorhanden. Diese 
ist entsprechend der geplanten Nutzung auszubauen/zu erweitern. 
Die Träger öffentlicher Belange, einschließlich der Ver- und Entsorgungsunternehmen, wurden 
dazu im Zuge des B-Planverfahren frühzeitig beteiligt. 
 
Die Abwasserbeseitigung wird nach Maßgabe der Gemeinde Schmölln-Putzkau erfolgen. Eine 
Vorabstimmung mit der Gemeindeverwaltung dazu hat stattgefunden. Die Abwasserbeseitigung 
erfolgt zukünftig über eine biologische Kleinkläranlage mit Versickerung auf dem Grundstück. 
Von einem versickerungsfähigen Boden wird ausgegangen, auf Grund der in der Nähe des Gel-
tungsbereiches befindlichen Kies-Sandgruben und Angaben zur Geologie im Geoportal Sachsen 
(Böden kiesig sandig, vernässungsfrei). Der Grundwasserstand auf dem Areal der alten Gärtne-
rei beträgt mind. 5 m unter Geländeoberkante (Ermittlung über vorhandene Brunnenanlage). 
 
 
 
5.3.3 Brandschutz 
Der Bauherr hat im Vorfeld der Planung bereits mit der Freiwilligen Feuerwehr des Ortes zum 
Vorhaben gesprochen. 
 
Folgende Hinweise sind zu beachten: 

- Die FFW muss nicht direkt bis ans Gebäude heranfahren können. 
- Eine Aufstellfläche, ggf. vor den zukünftigen Garagen ist auskömmlich, die Schlauch-

länge beträgt ca. 40 m, so dass das geplante Wohngebäude erreichbar ist, Nebengelass 
ebenso 

- Im Notfall fährt die FFW auch über den kompletten Feldweg am östlichen Grundstück 
angrenzend, die Hecke sollte in Höhe Wohnhaus geöffnet werden, Einbau ca. 1 m breites 
Tor oder leicht herausnehmbares Zaunsfeld o.ä. 
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- Zwischen der B 98 und dem Parkplatz Kirche an der Zuwegung zum Grundstück gibt es 
einen Unterflurhydranten, welcher zu Löschzwecken genutzt werden kann, ca. 40 m Ent-
fernung bis zum Grundstück (Hydrant im Radius von 300 m Umkreis wäre auskömmlich) 

- Die Zufahrtsbreite von 3,0 m ist für die FFW auskömmlich 
 
 
 
 
 
6 Auswirkungen der Planung  
 
6.1 Städtebau  
Die Umsetzungen der Planung führt zu folgenden städtebaulichen Auswirkungen:  

• Nachnutzung eines vormaligen Gewerbestandortes  
• Flächenneuordnung zu Gunsten des Orts- und Landschaftsbildes 
• Einpassung des Vorhabens in das Orts- und Landschaftsbild 
 
 

6.2 Grünordnung  
Das Bauvorhaben fällt unter die Eingriffsregelung nach § 9 SÄCHSNATSCHG. 
Das vorrangige Ziel ist die Vermeidung von erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes. 
Für alle unvermeidbaren, erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen sind Maßnahmen 
mit dem Ziel vorzusehen, die ursprünglichen ökologischen Funktionen des Naturhaushaltes so-
wie das Landschaftsbild, im räumlichen und sachlichen Zusammenhang des Eingriffsraumes, 
wiederherzustellen bzw. neu zu gestalten (siehe Punkt 5.2). 
 
 
7 Kosten  
Die Kosten für die Erstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes einschließlich Grün-
ordnung sowie die gesamte Erschließung trägt der Bauherr des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes „Alte Gärtnerei“. 
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Anlage: 
 

 
Ansicht Richtung Süden von der B 98 – 

Gebäudebestand westlich mit neuem Wohngebäude 
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